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Daniel Buchmann, Spitzenkandidat der BüSo für das Berliner Abgeordnetenhaus, 
wendet sich mit diesem Offenen Brief an die Berliner:

Berlins Zukunft 
als Drehscheibe Eurasiens

Liebe Berlinerinnen 
und Berliner! 

Unsere Stadt befindet sich in der
schwersten Krise seit dem Ende des

Zweiten Weltkrieges. Wer die Lage insbe-
sondere seit 1989 beobachtet, ist erstaunt
über die Geschwindigkeit, mit der wirt-
schaftlicher Kahlschlag und gesellschaft-
licher Zerfall um sich greifen. Hohe
Arbeitslosenzahlen, eine staatlich verord-
nete Sparpolitik (besser: Austeritätspoli-
tik), die die unteren 80 % trifft und die
oberen 5 % unbehelligt läßt, kaputte In-
frastruktur, Notstand im Gesundheitswe-
sen, die für ein Anspruch auf Zivilisation
erhebendes Land absolut peinliche Situa-
tion in den Schulen und Universitäten
sowie Drogenhandel überall in der Stadt
— dies sind sichere Zeichen, daß diese
Stadt und ganz Deutschland, wenn es
überleben möchte, einer dringenden und
umfassenden Kursänderung bedarf.

Die etablierten Parteien von PDS bis
CDU sind dazu nicht in der Lage, da deren
„Reformen“ dazu neigen, Probleme nur
zu verschleppen und zu verschlimmern.
Auch die linken und rechten Protestpar-
teien gehören eher ins Gruselkabinett als
in die Politik.

In dieser Broschüre werden wir einige
ernstzunehmende Lösungen präsentie-
ren, soweit dies in der gedrängten Kürze
möglich ist.

Eigentlich weiß jeder, daß unter den
Bedingungen, wie Politik bisher gemacht
wurde, keine Lösung zu erwarten ist. Da
wir aber nicht warten können, bis unsere
selbstverliebten Politiker ihre schlechten
Gewohnheiten ändern, ist es an der Zeit,
daß die Wähler selbst ihre Gewohnheiten
ändern und verstehen lernen, daß es ihr
eigenes Schicksal ist, das auf dem Spiel
steht, und daß sie es sind, die ihr Denken
ändern müssen, wenn sie sich und ihr
Land aus dieser Krise befreien wollen.

Die Krise seit 1989

Zunächst möchte ich feststellen, daß die
eingangs genannten Krisensymptome
keinesfalls das Resultat irgendwelcher
natürlicher Entwicklungen sind, sondern
einzig die Folge einer absichtlichen Demon-

tage des gesellschaftlichen Fundaments.
Als die Mauer, die Deutschland teilte,

1989 dem Druck der Bevölkerung nicht
mehr standhielt, hörte man aus den
Regierungen Frankreichs und Großbri-
tanniens ein Schreien und Toben, das
Rumpelstilzchen aus Grimms Märchen in
den Schatten stellte. Die notorischen
Deutschlandhasser Thatcher und Mitter-
rand setzten zusammen mit der interna-
tionalen Finanzoligarchie alles in Bewe-
gung, um den historischen Moment zu
einem sozialen und ökonomischen Desa-
ster werden zu lassen und zu verhindern,
daß Deutschland seine politisch-ökono-
mische Souveränität zurückgewinnt.

Um das zu verstehen, führe
man sich vor Augen, warum
am 30. November 1989 der
damalige Chef der Deutschen
Bank und wichtigste Berater
von Bundeskanzler Kohl, Al-
fred Herrhausen, ermordet
wurde. Herrhausen plante für
die Volkswirtschaften der
RGW-Staaten, insbesondere
Polens, eine Entwicklungsbank
nach dem Modell der deut-
schen Kreditanstalt für Wie-
deraufbau. Ähnlich wie in La-
Rouches Programm des „Pro-
duktiven Dreiecks“ vorgese-
hen, wollte er die produktiven
Kräfte Osteuropas erhalten
und modernisieren, statt sie
dem freien Markt auszusetzen.
So hätten die Ostkontakte der
DDR-Betriebe genutzt werden
können, ein gesamteuropäi-
sches Wirtschaftswunder mit
einer Schlüsselrolle für
Deutschland in Gang zu setzen.

Weniger als eine Woche nach
dem Attentat auf Herrhausen
stellte der französische Präsi-
dent die erpresserische Forde-
rung, Deutschland müsse zu-
stimmen, seine nationale Wäh-
rung aufzugeben, bevor Frank-
reich der deutschen Einheit

zustimme. Damit war der Weg für den
monströsen Maastrichter Vertrag frei,
der die Einführung des Euro als Gemein-
schaftswährung vorschrieb. Deutschland
und den anderen Mitgliedern der Euro-
päischen Währungsunion wurden alle
Kreditmechanismen verboten, die wir
heute so dringend für Investitionen in
neue Arbeitsplätze brauchen. Es ist höch-
ste Zeit, den Maastrichter Vertrag aufzu-
kündigen und wieder nationale Währun-
gen mit nationaler produktiver Kredit-
schöpfung einzuführen. Eine Regierung,
die keine eigene Währung und eigenen
Kredit hat, ist keine souveräne Regie-
rung, sondern nur eine Marionette von
Bankiers. Wenn Deutschland also ein
souveräner Staat sein will und seiner Ver-
antwortung zur Schaffung von Investitio-
nen und Arbeitsplätzen gerecht werden
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will, ist eine Rückkehr zur D-Mark drin-
gende Vorausbedingung.

Der Ausweg: 
Die Eurasische Landbrücke

1991 veröffentlichten Lyndon LaRouche
und Helga Zepp-LaRouche das Projekt
der „Eurasischen Landbrücke“. Inhalt
und Ziel war der Ausbau eurasischer
Transport- und Entwicklungskorridore,
um die Bevölkerungszentren Ostasiens
mit den Rohstofflagern Zentral- und
Nordasiens und den industriellen und
technologischen Kapazitäten Europas zu
verbinden. Von 1914-1989 war die Ver-
bindung Europas und Asiens politisch
unmöglich. Nun eröffnete sich endlich die
Chance, an die Entwicklung der Transsi-
birischen Eisenbahn, den Orientexpreß
Berlin-Bagdad vor dem Ersten Weltkrieg
und die jahrtausendealte Seidenstraße
anzuknüpfen.

Es fanden ungezählte Treffen mit Politi-
kern, Akademikern und Unternehmern
statt. Studien wurden ausgearbeitet und
in vielen Sprachen verbreitet. 1996 end-
lich fand in Peking eine Konferenz zur
Eurasischen Landbrücke statt, an der
auch Helga Zepp-LaRouche teilnahm.
Von diesem Zeitpunkt an wurde die Eura-
sische Landbrücke zur offiziellen Politik
mehrerer asiatischer Länder.

Die eurasische 
Perspektive für Berlin

Es ist der arroganten und aggressiven
Politik der außer Kontrolle geratenen
Regierung Cheney/Bush in den USA zu
danken, daß die Nationen Asiens ihre
Zusammenarbeit in einer Weise und
Geschwindigkeit vertiefen, die jeden
europäischen Beobachter erstaunen läßt.
2001 wurde die Shanghaier Organisation
für Zusammenarbeit (SCO) gegründet, an
der sich Rußland, China und vier zentral-
asiatische Nationen beteiligten. Im Juni
2006 trafen sich in Shanghai die Staats-
und Regierungschefs der SCO sowie
Indiens, des Iran und Pakistans, wobei
der Bankrott des internationalen Finanz-
und Währungssystems mehr und mehr
ins Zentrum der Aufmerksamkeit rückte.

Dabei wird der amerikanische Wirt-
schaftswissenschaftler und Staatsmann
Lyndon LaRouche als Stimme des wahren
Amerika und Vordenker einer neuen
gerechten Weltwirtschaftsordnung sehr
genau wahrgenommen. Seit langem for-
dert LaRouche die Absetzung des Che-
ney-Bush-Regimes und die Reorganisie-
rung des bankrotten Weltwährungs- und
-finanzsystems.

Auch ist LaRouches Vorschlag zum Aus-
bau der Eurasischen Landbrücke überall

in Rußland, China, Indien, Iran und der
arabischen Welt hinlänglich bekannt und
respektiert. Das Verständnis reift, daß
das langfristige Überleben aller asiati-
scher Nationen nur durch die Landbrük-
ke zu verwirklichen ist und daß hier die
größten Wachstumspotentiale des 21. Jh.
schlummern.

Es gibt weltweit Hunderte von Millio-
nenstädten, viele in Asien, die so gut wie
keine moderne Infrastruktur haben, die
in Müll und Abwasser ersticken, die für
die meisten ihrer Einwohner keine ver-
nünftigen Behausungen haben, wo die
meisten Menschen nur Nahrung minder-
wertiger Qualität verzehren können, etc.

Die große Aufgabe der Menschheit wird
es sein, in diese unterentwickelten Regio-
nen Zivilisation und Menschenwürde zu
bringen.

Das wird mit den Technologien des
20. Jh. wie den auf Erdöl basierenden
Treibstoffen nicht möglich sein. Zu den
Zukunftstechnologien gehören Treibstof-
fe auf Wasserstoffbasis und die Magnet-
schwebetechnik, die sehr schnell umge-
setzt werden können, sobald der politi-
sche Wille dazu vorhanden ist.

Auch wenn unsere Politiker sich nicht
der gesamten Tragweite dieser Entwick-
lungen bewußt sind, so verstehen sie
doch, daß Deutschlands Beziehungen zu
Rußland und China eine besondere
Bedeutung zukommen muß. Deutschland
ist das einzige Land, in dem alle drei
Hauptkorridore der Landbrücke zusam-
menlaufen. Somit ist Deutschland präde-
stiniert, Drehscheibe der Eurasischen
Landbrücke zu sein. Berlin wiederum ist
die Drehscheibe Deutschlands. Genau
hier liegt der Ansatzpunkt, eine umfas-
sende Neuindustrialisierung Berlins und

der Region einzuleiten — nicht als Selbst-
zweck, sondern als Sprungbrett nach
Eurasien.

Im Gegensatz zu dem dümmlichen
Gefasel der typischen 68er, Maschinen
vernichteten Arbeitsplätze, gibt es welt-
weit und auch hierzulande einen massi-
ven Mangel an Produktion industrieller
Güter. Allein die Gemeinden Deutsch-
lands beklagen einen Investitionsstau im
Bereich der grundlegenden kommunalen
Infrastruktur von über 600 Milliarden
Euro. Weder in Straßen noch in Bahn-
strecken und Brücken werden die nötigen
Investitionen getätigt. Wasserversorgung,
Stromversorgung, Schulen usw. sind in
einem desolaten Zustand. Jedes Jahr
gehen uns durch Massenarbeitslosigkeit
und fehlende Investitionen Hunderte Mil-
liarden an möglicher Wertschöpfung ver-
loren. In anderen Ländern sieht es oft
noch viel, viel schlechter aus.

Diesen Mangel zu beseitigen wird noch
sehr viel menschliche und maschinelle
Arbeit erfordern. Berlin ist eine der
Regionen, die dazu in der Lage wäre, die
notwendigen Technologien zu produzie-
ren, welche die Menschheit im 21. Jh. um
einige Schritte nach vorn brächten.

Das Programm für Berlin

Der Schlüssel zur Reindustrialisierung
Berlins liegt in seiner Rolle als Drehkreuz
und Technologieproduktionszentrum für
die Eurasische Landbrücke. Die Initial-
zündung für den wirklichen Aufschwung
kann der Aufbau eines interkontinenta-
len Fracht- und Personenflughafens sein,
wie er an Plätzen wie Sperenberg oder
Jüterbog möglich wäre. Dieser Flughafen
würde, wie man es uns in Shanghai vor-
macht, durch Transrapid mit dem Zen-
trum Berlins verbunden.

Diese Projekte dürfen, um erfolgreich
zu sein, entgegen den jetzigen Vorschrif-
ten nicht europaweit ausgeschrieben
werden, sondern müssen an bestehende
und noch zu gründende Firmen in
Deutschland und insbesondere in der
Region Berlin-Brandenburg vergeben
werden. So kann die Region Berlin-Bran-
denburg die produktiven Kräfte und
Technologien entwickeln, die später zum
Exportschlager für Eurasien werden.

Nebenbei bemerkt: Zur Zeit verfügt die
Region Berlin-Brandenburg nicht einmal
über die Firmen und Kapazitäten, den
Schönefelder Flughafen selbst auszubau-
en. Das bisherige Flughafenkonzept wür-
de nur eine Verschiebung der Arbeits-
plätze von Tempelhof und Tegel nach
Schönefeld bedeuten. Weder der Flugha-
fenbetrieb noch der Bau schaffen auch
nur einen einzigen neuen produktiven
Arbeitsplatz.

„Deutschland ist das
einzige Land, in dem alle
drei Hauptkorridore der

Landbrücke 
zusammenlaufen. 

Somit ist 
Deutschland 

prädestiniert,
Drehscheibe der

Eurasischen Landbrücke
zu sein. Berlin wiederum

ist die Drehscheibe
Deutschlands.“
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In Berlin können revolutionäre Infra-
strukturtechnologien entwickelt, produ-
ziert, in der Praxis erprobt und verbes-
sert werden, um diese Technologien der
Welt anzubieten. Dazu gehören die Ent-
wicklung von Antriebstechniken auf Was-
serstoffbasis für Autos, CargoCap (unter-
irdische Güterverteilung in Ballungszen-
tren) sowie Transrapid und Magnet-
schwebetechniken, die noch ganz am
Anfang stehen, neue Systeme für den
Überschallflug, der noch immer viel zu
teuer ist, die Weltraumfahrt u.v.m.

Um diese neuen Industrien wird sich
eine Zulieferindustrie bilden, die dem
Werkzeugmaschinenbau massenhaft Auf-
träge geben wird. Dieser wird mit neuen
Technologien auch ganz neue Wege
beschreiten, z.B. ermöglicht die Laser-
technik ein präziseres Arbeiten als alle
bisherigen Verfahrensweisen. Diese Ent-
wicklungen werden in andere Bereiche
wie Medizintechnik, Erforschung und
Herstellung neuer Werkstoffe etc. hinein-
wirken.

Die Reindustrialisierung Berlins ist der
Schlüssel zur Schaffung des volkswirt-
schaftlichen Vermögens, das notwendig
ist, um alle  Funktionen der modernen
Gesellschaft: Bildung, Gesundheit, Sozial-
staat, Kultur und grundlegende Infra-
struktur aufrechtzuerhalten und zu ver-
bessern.

Es ist nicht möglich, die Haushaltskrise
und Arbeitslosigkeit durch Sparpolitik
und die Gesetze des freien Marktes in
den Griff zu bekommen. Schuldenabbau
funktioniert nur durch Investitionen,
Arbeitsplätze schafft man nur durch
Investitionen in neues Volksvermögen.
Dazu hat der Staat das Recht und die
Pflicht.

Dazu müssen die alten Trauervorstel-
lungen von der Dienstleistungs- oder Wis-
sensgesellschaft, die sich damit abfinden,
daß in Deutschland nicht mehr produ-
ziert wird, ad acta gelegt werden.

Ein neues 
Paradigma ist nötig

Sollten Sie zu den Zeitgenossen gehö-
ren, die nach all den Jahren politischer
Korruption und schwachsinnigen Fern-
sehgequassels den Glauben an die
Möglichkeit solcher Projekte oder
irgendwelcher positiver Veränderun-
gen verloren haben, kann ich Ihnen
mitteilen, daß hinter unseren Ideen
eine Bewegung von Menschen zwi-
schen 18 und 25 Jahren steht, die zu
jung ist, um Betonkopf zu sein, und zu

alt, um Faxen zu machen.
In dieser Gesellschaft, die
den Glauben an die näch-
sten Generationen verlo-
ren hat, die im Hier und
Jetzt ihre unmittelbare
Befriedigung der Sinne
sucht, liegt die einzige
Hoffnung darin, daß die
Jugend und die jungen Er-
wachsenen die zum Schei-
tern verurteilten Marotten
der 68er nicht überneh-
men und sich bessere
Ideale unter solchen Den-
kern sucht, welche die
Menschheit wirklich vor-
angebracht haben.

Deshalb kandidieren mit
mir auch eine ganze Reihe
von jungen Kandidaten auf
der BüSo-Liste für das Berli-
ner Abgeordnetenhaus und
die Bezirksverordnetenver-
sammlungen. Unser Glaube
an die Zukunft kommt nicht
von romantischer Schwär-
merei, sondern daher, daß
wir unser Leben dafür ein-
setzen, nicht nur kurzfristi-
ge Veränderungen, sondern
auch dauerhaft eine Re-
naissance der klassischen

Kultur und Wissenschaft zu erzielen.
Wir werden das Weltfinanzsystem nur

reorganisieren und neue Arbeitsplätze
schaffen können, wenn wir über den
Bauchnabelrand hinausdenken. Eine
humanistische Renaissance in Politik,
Wirtschaft, Kultur und Wissenschaft ist
das Mindeste, was notwendig ist, um die
menschliche Zivilisation insgesamt von
den gegenwärtigen Kinderkrankheiten
der Menschheit zu befreien und sie einige
Schritte nach vorne zu bringen.

Die 68er Generation, wie sie zur Zeit die
Parteien und die Politik dominiert, hat
sich mit ihren neoliberalen und grünen
Hirngespinsten in den Augen aller Men-
schen, deren Existenz darauf beruht, mit
beiden Beinen in der realen Welt zu ste-
hen, gründlich disqualifiziert. Es wird
Zeit, daß die Menschen, die es besser wis-
sen, ihre Wahlgewohnheiten ändern und
frischen Ideen und frischen Köpfen die
Chance geben, ihre Zukunft selbst in die
Hand zu nehmen.

Ihr Daniel Buchmann
Kandidat für das Berliner 

Abgeordnetenhaus auf Platz 1 
der BüSo-Landesliste und 

Direktkandidat im 
WK 6 Marzahn-Hellersdorf
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Auf das gigantische Ablenkungsmanö-
ver „Fußballweltmeisterschaft“ folgt

nun der Katzenjammer. Denn während
man sich von der Fußballmanie anstek-
ken ließ und von Party zu Party rannte,
fand in Deutschland der größte Angriff
auf den Lebensstandard der Bevölkerung
und Abbau der sozialen Errungenschaf-
ten seit den 30er Jahren statt. Bundes-
kanzlerin Merkel schockte die Öffentlich-
keit mit ihrer Formulierung, Deutschland
sei ein „Sanierungsfall“, was ja wohl die
Idee beinhaltet, daß der Staat bankrott
ist. Aber warum ist das so?

Die gegenwärtige Systemkrise ist einer-
seits das Resultat des Wertewandels, der
seit nun beinahe 40 Jahren die G-7-Staa-
ten von Gesellschaften von Produzenten
in nachindustrielle Gesellschaften von
Konsumenten und Spekulanten verwan-
delt hat. Dieser Prozeß ist seit fast vier
Jahrzehnten im Gang. Aber was darüber
hinaus in Berlin seit 1991 und vor allem
in den letzten Jahren geschieht, ist
bewußte Demontage, absichtliche Dein-
dustrialisierung. Aber warum? Wer
könnte ein Interesse daran haben, Berlin
zu ruinieren, wer könnte absichtlich
Deutschland als Industrienation kaputt
machen wollen? 

Um diese Frage richtig zu beantworten,
muß man den größeren strategischen

und historischen Kontext zu betrachten.
Und auch wenn der gestreßte Zeitgenos-
se sich oftmals weigern will, die größeren
Zusammenhänge zu betrachten, und insi-
stiert: „Ich will aber wissen, wie ich mein
persönliches Problem hier und jetzt lösen
kann“, dann muß ganz klar gesagt wer-
den, daß die Welt eben komplizierter ist,
und daß man das persönliche konkrete
Problem nur lösen kann, wenn man die
größeren Zusammenhänge durchblickt.

Wir haben heute nicht nur mit Ausnah-
me einiger Wachstumsländer eine welt-
weite Depression, die in ihrem Ausmaß

sogar über die der 30er Jahre hin-
ausgeht, es gibt heute auch wie-
der internationale Finanzkräfte,
die wie die Kartelle in den 20er
und 30er Jahren um ihrer unge-
zügelten Profitgier willen versu-
chen, faschistische Wirtschaftspo-
litik durchzusetzen. Wenn sie
dabei wertvolle industrielle Ka-
pazitäten zerstören, wie es z.B.
die Hedgefonds und Beteiligungs-
gesellschaften tun, ist ihnen das
letztlich sogar recht, denn die
Drahtzieher hinter diesen „Heu-
schrecken“ streben aus ideologi-
schen Gründen eine neofeudale
Weltordnung an, in der sie die
Macht besitzen, indem sie Roh-
stoffe, Energie und Sachwerte
kontrollieren.

Irrtümlicherweise denken viele
Leute, daß hinter diesen Heu-
schrecken irgendwie „die USA“
stecken. Aber ein gigantischer

Skandal, der in den USA im Falle des
Bankrotts der Autoindustrie aufgedeckt
worden ist, verdeutlicht, daß die Verei-
nigten Staaten von diesen Finanzinteres-
sen genauso kaputtgemacht werden wie
Europa und die Entwicklungsländer.
Werfen wir einen kurzen Blick auf diesen
Skandal, denn er hilft uns zu verstehen,
was in Deutschland und in Berlin pas-
siert.

Felix Rohatyn 
und die Bank Lazard

Seit etwa Februar vergangenen Jahres
wurde deutlich, daß beinahe der gesamte
amerikanische Autosektor, der immerhin
ein Drittel der amerikanischen Maschi-

nenbaukapazitäten ausmacht, wegen
einer inkompetenten Politik der Manager
vor dem Bankrott steht. Der amerikani-
sche Oppositionspolitiker Lyndon LaRou-
che entwarf daraufhin einen Plan, wie
man diese wertvollen Kapazitäten retten
könnte, indem man sie umrüstet, um
andere Güter für den Ausbau der im
Argen liegenden amerikanischen Infra-
struktur zu bauen — z.B. den Transrapid,
Schleusen, Kraftwerke etc. LaRouche for-
mulierte diesen Plan als Gesetzesvorlage
für den Senat, der staatliche Notkredite
für den Schutz und Umbau des Autosek-
tors zur Verfügung stellen soll. Eine gro-
ße Anzahl betroffener Betriebsräte und
Vertreter der Autogewerkschaft UAW
haben sich seitdem gemeinsam mit der
LaRouche-Jugendbewegung im US-Senat
für diese Initiative eingesetzt.

Als Hauptgegner LaRouches stellte sich
der Banker Felix Rohatyn vom Bankhaus
Lazard heraus, einer der Hauptgeldgeber
vieler Senatoren, der diese ganz direkt
mit dem Argument gegen LaRouche ein-
zunehmen versuchte, dieser wolle die
Autoindustrie nationalisieren. Aber es
sollte noch dicker kommen: Die Gerichts-
akten über das Konkursverfahren des
größten US-Autozulieferers Delphi bele-
gen, daß niemand anderer als dieser
Felix Rohatyn bereits am 1. Mai persön-
lich den Plan zur vollständigen Auslage-
rung der Produktion des Delphi-Konzerns
in Billigproduktionsländer, Vernichtung
der Arbeitsplätze in den USA und Nicht-
erfüllung der betrieblichen Rentenver-
pflichtungen mit seiner Unterschrift
abzeichnete. Die Dokumente belegen,
daß die Firmen Rohatyn Associates und
Rothschild, Inc. Delphis totale „Globali-
sierung per Konkurs“ planten, wie es
Business Week in der Ausgabe vom 24.
April nannte.

Als dieser Auslagerungs- und Bankrot-
tierungsplan, der intern dem Kodenamen
„Nordstern“ trug, umgesetzt wurde, wur-
den zunächst die Gehälter der Autoarbei-
ter halbiert, während sich das Manage-
ment in einem „Kompensationsplan“ 400
Millionen Dollar zuschusterte; dann wur-
den innerhalb von 45 Tagen 30 000 Fach-
arbeiter entlassen, denen man als Ersatz
für ihre Rentenansprüche lächerlich
geringe Abfindungen bot, und gleichzeitig
eine ganze Reihe von Delphi-Werken
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Wer sind die Feinde Berlins?
Wer macht Deutschland kaputt?

Von Helga Zepp-LaRouche, Bundesvorsitzende der Bürgerrechtsbewegung Solidarität

Warum haben wir in Deutschland
inzwischen rund neun Millionen
Arbeitslose, warum haben wir in
Berlin nur noch fünf (!) Prozent der
Maschinenbaukapazitäten von 1989,
warum verlieren wir seit Jahren
jährlich rund 40 000 mittelständische
Betriebe, warum droht ein Großteil
der noch verbliebenen Industrie in
den Osten verlagert zu werden?
Warum stürzt ein immer größerer Teil
der Bevölkerung in die Armut ab? Und
warum tut die Regierung nichts, um
diesem katastrophalen Kahlschlag
Einhalt zu gebieten? 



über das Internet (!) versteigert. Und um
das Maß voll zu machen, heuerte das Del-
phi-Management noch einen Rechtsbei-
stand für die UAW-Gewerkschaft für die
Abwicklung der Arbeitsplätze an, den
dieses Management großzügigerweise
finanzierte — und wer war dieser
„Rechtsbeistand“? Derselbe Felix Roha-
tyn, der den ganzen Plan eingefädelt hat-
te!

Die Dokumente belegen eindeutig, daß
Rohatyn die treibende Kraft der Abwick-
lung des amerikanischen Autosektors ist,
bei dem es direkt und indirekt um eine
Million Arbeitsplätze geht! Dazu muß
man wissen, daß die von ihm repräsen-
tierte Bank Lazard (früher Lazard Frères)
in Dokumenten der US-Regierung aus
dem Zweiten Weltkrieg als die Bank iden-
tifiziert wurde, die zusammen mit der
Banque-Worms-Gruppe zu den synarchi-
stischen Finanzkreisen gehörte, die Mus-
solini und Franco unterstützt und Hitlers
Machtergreifung finanziert hatten. Zu
diesen Unterstützern Hitlers gehörten
bekanntermaßen auch der Chef der Bank
von England Montagu Norman und das
Bankhaus Brown Brothers Harriman.

Lazard in Berlin

Was hat das alles mit Berlin zu tun? Eine
ganze Menge. Denn während Felix Roha-
tyn Ende der 90er Jahre US-Botschafter
in Paris war, war ein gewisser John Korn-
blum US-Botschafter in Berlin, und dieser
Herr Kornblum ist heute der Deutsch-
landchef von Lazard in Berlin. 

In einem Interview mit dem Internet-
nachrichtenbrief Berlinboxx gab Korn-
blum im letzten Jahr seine Vorstellungen
für die Zukunft Berlins zum besten: „Ber-
lin könnte seine Stärken in der Wissen-
schaftslandschaft bündeln und z.B. den
Weg Bostons einschlagen. Vor 30 Jahren
war Boston eine Stadt, die nach Wegen
für die eigene Zukunft gesucht hat.
Boston hat seine Universitäten genutzt,
um Wissensstadt und -standort zu wer-
den.“ Kornblum betont, seine Hauptori-
entierung in Berlin sei nicht, Geschäfte zu
machen, sondern die „Nähe zur Politik“
zu suchen.

Nun muß man aber wissen, daß die
Nutznießer des „Bostoner Modells“, bei
dem in den 70er Jahren unter dem Stich-
wort „Stadterneuerung“ ein massiver
Industrieabbau und die Verwandlung
ehemaliger Industriegebiete und Arbei-
tersiedlungen in riesige Spekulationsob-
jekte im Dienstleistungsbereich stattfand,
eine Gruppe von Bostoner Banken und
Versicherungen war, die unter der
Bezeichnung The Vault, „der Tresor“,
bekannt sind. Innerhalb weniger Jahre
wurde damals die Infrastruktur der

Stadt, einschließlich so lebenswichtiger
Dienste wie Polizei, Feuerwehr, Kanalisa-
tion und Krankenhäuser so weit abge-
baut, daß sie kurz vor dem Zusammen-
bruch stand.

Im Prinzip ist in Berlin das gleiche
schon in den letzten 15 Jahren gesche-
hen: Die massive Deindustrialisierung
ging einher mit der Förderung von Ban-
ken, Versicherungen, Medien, Film und
„Hightech“, mit der Folge, daß es in der
Stadt rund 500 000 Arbeitslose und viele
verarmte Menschen gibt. Aber für Leute
wie John Kornblum sind das halt die
„Losers“, die „Verlierer“, gegen die das
„Global business“ der Globalisierung
„seine Methoden verteidigen“ müsse, wie
er kürzlich in einer Rede sagte.

Überhaupt halten Rohatyn und Korn-
blum nichts vom souveränen National-
staat, in dem die Politik den Bürgern
Rechenschaft schuldig ist. Ihrer Meinung
nach ist der Nationalstaat in der Welt der
Globalisierung nicht mehr wichtig; viel-
mehr sollen die Städte eine größere Rolle
spielen, und da vor allem das Zusammen-
spiel von smarten Bürgermeistern und
„privaten Investoren“, die die früher vom
Staat im Sinne des Gemeinwohls verwal-
tete Infrastruktur privatisieren. Zu die-
sem Zweck lancierten Rohatyn und Korn-
blum im Jahr 2000 eine internationale
Bürgermeisterinitiative, die im wesentli-
chen den Zweck hat, weltweit Bürgermei-
ster zu vernetzen, welche bereit sind, das
städtische „Tafelsilber“ an Spekulanten
zu verhökern und alle Bereiche wie Ver-
kehr, Strom- und Wasserversorgung,
Kanalisation etc. an profitgierige Privat-
anleger zu verkaufen. Die gestiegene
Rechnung kann dann die Bevölkerung
bezahlen.

Diese Finanzgruppen, von denen
Lazard nach Ansicht von Marktinsidern
nur die aggressivste ist, haben auch keine
Hemmungen, mit ihren Beratungen bei
„Umstrukturierungen“, „Übernahmen“
und „Fusionen“ von Firmen sowie dem
anschließenden Verkauf von „Filetstüc-
ken“ und mit der Schließung von gesun-
den,  schwarze Zahlen schreibenden Fir-
men riesige Industriekapazitäten zu ver-
nichten. Dabei geht es zwar auch um Pro-
fit, aber mehr noch um Kontrolle.

Ein Beispiel für dieses Vorgehen ist die
Rolle, die Lazard in Berlin bei der Schlie-
ßung der Firma CNH (Case and New Hol-
land) spielte. CNH übernahm die Berliner
Traditionsfirma Orenstein und Koppel,
die Baumaschinen, Traktoren und Stra-
ßenbaumaschinen auf höchstem techno-
logischen Niveau gebaut hatte. Orenstein
und Koppel hatten ihre Produktion in den
90er Jahren in Berlin ausgeweitet, bis sie
von CNH, einem Zusammenschluß von
Case und New Holland, übernommen
wurden. Die Beraterfirmen für diese
Fusion war Goldman Sachs, Credit Suisse
und Lazard Freres.

Die Übernahme von Orenstein und Kop-
pel durch CNH wurde 2001 mit 70 Millio-
nen Euro vom Berliner Senat unterstützt,
mit dem „Versprechen“, daß die Produk-
tion in Berlin verbleiben würde. Inzwi-
schen hält der italienische FIAT-Konzern
71 Prozent Anteile an CNH, und bis 2001
saß Felix Rohatyn im Vorstand von FIAT.
Ungeachtet aller „Versprechen“ kündigte
das Management von CNH 2005 an, man
werde die Fabrik in Berlin schließen und
die Produktion nach Italien verlagern. Die
CNH-Arbeiter streikten mehrere Wochen
lang, aber weil eine Arbeiterfamilie
gewöhnlich finanziell keinen langen Atem
hat, akzeptierten sie kürzlich Abfin-
dungszahlungen, und die Fabrik wird im
Dezember schließen. Bezahlt CNH jetzt
die 70 Millionen an den Senat zurück?

Wie immer arbeitet das Lazard-Netz-
werk dabei nicht nur von einer Seite. Eine
interessante Figur ist in diesem Zusam-
menhang der internationale Vorsitzende
von CNH bis 2004, Jean-Pierre Rosso, der
französische und amerikanische Staats-
angehörigkeit besitzt und ausführliche
Erfahrungen im Afrikageschäft von
Honeywell Frankreich hat. Rosso sitzt
heute u.a. im Vorstand von EURAZEO, die
als eine der aggressivsten privaten Betei-
ligungsgesellschaften gilt. Und wer ist der
Vorsitzende des Aufsichtsrats von EURA-
ZEO? Der ehemalige Vorstandsvorsitzen-
de von Lazard, Michel David- Weill!

Die Wirtschaftszeitung Business Week
beschrieb die Operationen von EURAZEO
als wichtigem Akteur für die drei verei-
nigten Bankhäuser von Lazard in Paris,
London und New York: „Der Zeitplan hät-
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te für EURAZEO, das von David-Weill
kontrolliert wird, nicht günstiger sein
können. Europa entwickelt sich schnell
zum gelobten Land für Übernahmen
durch Beteiligungsgesellschaften. Agen-
turen wie die französische oder deutsche
Telekom stoßen Teile von sich ab, um ihre
Schulden zu reduzieren, ebenso wie Kon-
zerne, die in Schwierigkeiten sind, wie
ABB und Alstom.“ 

Wovon hier die Rede ist, ist die brutale
Übernahme durch die berüchtigten „Heu-
schrecken“, durch Hedgefonds und Betei-
ligungsgesellschaften, die seit einiger Zeit
in Deutschland und anderen Ländern
alles übernehmen, was nicht niet- und
nagelfest ist: Großunternehmen wie ABB
und Telekom, mittelständische Betriebe,
Villen, Sozialbauten, Schlösser — eben
Sachwerte für die Zeit nach dem Crash.
Diese Übernahmen weiten sich derzeit
mit einem fieberhaften Tempo aus. Was
auf der Strecke bleibt, ist Deutschland als
Industrienation, die sich ein soziales Netz
leisten kann.

Die Treuhand

Aber die „Abwicklung“ der industriellen
Kapazitäten vor allem in den neuen Bun-
desländern und in Berlin hat natürlich
viel früher angefangen. Der entscheiden-
de Einschnitt war die Ermordung des
Treuhand-Chefs Rohwedder. Man erinne-
re sich: Am 8. März 1990 beschloß die
letzte Volkskammer der DDR die Grün-
dung der Anstalt zur treuhänderischen
Verwaltung des Volkseigentums (Treu-
handanstalt) mit dem Zweck der „Wah-
rung des Volkseigentums“. Aber schon
bei der Regierung de Maizière war nicht
mehr von „Volkseigentum“ die Rede, im
Gesetzesblatt vom 22.6.1990 hieß es
schon „Privatisierung und Reorganisie-
rung“.

Für die gewaltige Aufgabe der Reorga-
nisation der staatseigenen Betriebe — die
Treuhand wurde die weltgrößte Indu-
strieholding — wurde im August 1990
Detlev Karsten Rohwedder berufen, der
sich einen hervorragenden Ruf als Retter
der Hoesch AG errungen hatte. Rohwed-
der verstand nicht nur etwas von Real-
wirtschaft, er hatte auch ein ausgepräg-
tes Gefühl für die sozialen Folgen der
Reorganisation und sah die Notwendig-
keit, die Interessen der Arbeitnehmer zu
verteidigen.

Aber Rohwedder vertrat von Anfang an
eine Minderheitsposition im Vorstand der
Treuhand. Birgit Breuel, die sich als nie-
dersächsische Wirtschaftsministerin mit
einer spektakulären „Entstaatlichungs-
und Entbürokratisierungskampagne“
bereits einen Ruf als brutale Privatisiere-
rin erworben hatte, vertrat im Treuhand-

Vorstand die genau gegenteilige Position.
Sie trat für eine sofortige Privatisierung
ohne soziale Rücksichten an.

Aber Rohwedder kam nicht nur durch
die Privatisierungsfraktion im Treuhand-
Vorstand unter Druck; auch britische und
amerikanische Consulting-Firmen und
Investmentbanken warfen ihm vor, aus-
ländische Investoren zu blockieren, und

es wurde vorgeschlagen, „die ganze Pri-
vatisierung an private Investmentbanken
abzugeben“, welche dann für ein Erfolgs-
honorar arbeiten sollten. (Handelsblatt
26.11.1990) Aber auch CDU-Politiker
griffen Rohwedder scharf an, darunter
Biedenkopf und Geißler, der ihm „Versa-
gen“ vorwarf. Seine Erfahrungen mit der
explosiven sozialen Lage bestärkten Roh-
wedder hingegen nur, daß „Sanierung“
der Betriebe „vor Privatisierung“ gehen
müsse, weil die Arbeitsplätze erhalten
werden müßten.

Dann wurde Rohwedder am 1. April
1991 erschossen. Die Umstände blieben
unaufgeklärt und merkwürdig. Seltsa-
merweise tauchte eine Woche vorher,
„just in time“, eine Story über die RAF-
Stasi-Verbindung auf, die sich alsbald als
Medienente herausstellte, aber die Dis-
kussion nach dem Mord erst einmal auf
die so gelegte Fährte lenkte. Verschiede-
ne Umstände, wie Lücken bei den Schutz-
maßnahmen für Rohwedder und man-
gelnde Fahndungserfolge beim Versuch,
das „Phantom RAF“ dingfest zu machen,
deuten eher auf „privatisierte Geheim-
dienstkreise“ hin, wie sie John Perkins in
seinem Buch The Economic Hitmen
beschrieben hat. Seltsamerweise gingen
die Ermittlungsbehörden nie der Frage
nach, ob die Feinde Rohwedders viel-
leicht im Bereich der internationalen
Finanzkreise zu suchen seien, die sehr
wohl ein Motiv haben konnten, weil sie in
ihm das Haupthindernis für ihre Profit-
gier sahen.

Das Blatt wendete sich für die Finanz-
kreise auf jeden Fall schlagartig, als Bir-
git Breuel die Nachfolgerin Rohwedders
wurde. Der Kahlschlag, der mit der nun
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einsetzenden ungebremsten Privatisie-
rung stattfand, vernichtete das, worin die
Bürger der neuen Bundesländer mit
Recht ihr Lebenswerk sahen, aber westli-
che und internationale Finanzhaie mach-
ten den großen Reibach.

Wenn man den Prozeß, der in den neu-
en Bundesländern und teilweise auch in
Berlin nach 1991 stattgefunden hat, ins-
gesamt betrachtet, dann muß man fest-
stellen, daß es sich um eine gigantische
Enteignung der Bevölkerung gehandelt
hat. Das oft bemühte Argument, man
habe keinen Präzedenzfall für die Trans-
formation des kommunistischen Systems
gehabt, ist purer Sophismus. Lyndon
LaRouche hatte sehr wohl ein Konzept
für den Aufbau des Ostens, nämlich das
Programm des Produktiven Dreiecks
Paris-Berlin-Wien. Es beinhaltete die
Idee, die industriellen Kapazitäten der
neuen Bundesländer und Osteuropas für
den Aufbau moderner Infrastruktur zu
nutzen und sie gewissermaßen „aufzu-
brauchen“, bis man sie durch moderne
westliche Industriekapazitäten ersetzen
konnte. Mit dem „LaRouche-Plan“ hätte
man im Osten genauso ein Wirtschafts-
wunder schaffen können, wie dies mit
dem Marshallplan in der Bundesrepublik
nach 1945 gelungen war.

Natürlich waren Margaret Thatcher
und François Mitterrand absolut gegen
die Wiedervereinigung und erpreßten
Helmut Kohl, sie würden der deutschen
Wiedervereinigung nur zustimmen, wenn
Deutschland die D-Mark aufgibt und der
vorgezogenen Europäischen Währungs-

union zustimmt. Und damals sprach man
in politischen Spitzenkreisen ganz offen
davon, daß die Ermordung des Chefs der
Deutschen Bank, Alfred Herrhausen,
durch die gleiche angebliche „dritte
Generation der RAF“ eine klare Botschaft
an Kanzler Kohl war, nur ja nicht auf die
Idee zu kommen, daß Deutschland nun
mit der Wiedervereinigung etwa die Sou-
veränität erlangt hätte.

Diese internationalen Zwänge waren
da, aber es ist einfach nicht wahr, daß es
keine Alternative zu dem Kahlschlag
gegeben hätte, denn auch Herrhausen
hatte die Idee, den Osten mit den gleichen
Methoden aufzubauen, wie dies mit Hilfe
der Kreditanstalt für Wiederaufbau nach
1945 im Westen geschehen war. Eine
diesbezügliche Rede wollte er Anfang
Dezember 1989 in New York halten, wozu
es durch den Mord nicht mehr gekommen
ist. Und als Rohwedder sich für die Sanie-
rung und Schaffung neuer Arbeitsplätze
einsetzte, wurde auch er getötet. Und
Helmut Kohl konnte sich plötzlich nicht
mehr an die „blühenden Landschaften“
erinnern, die sehr wohl möglich gewesen
wären. Stattdessen ließ man die Treu-
hand und die Finanzhaie gewähren.

Nun hat Birgit Breuel einen interessan-
ten Hintergrund. Sie ist nämlich die
Tochter des Hamburger Privatbankiers
Alwin Münchmeyer. 1969 fusionierte die
Münchmeyer-Bank mit zwei anderen
„traditionsreichen“ Banken, dem Ham-
burger Bankhaus Schröder und der
Frankfurter Bank Hengst & Co., zur
Schröder, Münchmeyer, Hengst & Co.

Bank. Zumindest die Schröder-Bank hat-
te in der Vergangenheit langjährige
Beziehungen zum amerikanischen In-
vestmentbanking.

So war der frühere Chef der Schröder-
Bank, Baron Rudolph von Schröder, vor
dem Zweiten Weltkrieg Vizepräsident der
Hamburg-Amerika-Linie (heute Hapag
Lloyd), die damals eine Tochterfirma der
US-Investmentbank Brown Brothers Har-
riman war. Brown Brothers Harriman war
auch die Bank des Großvaters von George
W. Bush, Prescott Bush, über die Gelder an
die Nazis flossen. Rudolph von Schröder
war ein enger Bekannter Averill Harri-
mans, eines Miteigentümers der Ham-
burg-Amerika-Linie, der eine federfüh-
rende Rolle in der berüchtigten Eugenik-
Gesellschaft in den USA spielte, die ihrer-
seits die größten Sympathien für die Ras-
sentheorie der Nationalsozialisten hatte.
Aus Dokumenten der US-Regierung geht
hervor, daß man die vielfältige Unterstüt-
zung der Hamburg-Amerika-Linie für die
Nationalsozialisten sehr wohl im Visier
hatte. Ein anderes Familienmitglied war
der bekanntere Kurt von Schröder, Mitdi-
rektor der Thyssenhütte, der Hitler direkt
finanziell unterstützte und gemeinsam
mit Hjalmar Schacht dafür sorgte, daß
Hitlers in Deutschland an die Macht kam.

Birgit Breuels Vater Alwin Münchmeyer
berichtet in seiner Autobiographie, daß
sein Vater im Februar 1939 im Rahmen
der „Arisierung” der jüdischen Familie
Rappolt das Geschäftshaus zu dem „nied-
rigen” Preis von 1,6 Millionen Reichs-
mark abgekauft hatte. Auch die späteren
Fusionspartner Schröder Gebrüder & Co.
hätten dem Konsortium angehört, das
den Kaufvertrag „in einem Sitzungsraum
bei den Schröders“ unterzeichnete, wo
während des Abschlusses eine „beinahe
familiäre Atmosphäre” herrschte. Als vor
den Wiedergutmachungskammern 1951
die Arisierungsfälle verhandelt wurden,
erhielten die Erben der Rappolts abzüg-
lich der Kaufsumme 42,5 Prozent ihres
Besitzes zurück.  

Es ist interessant, daß die Bank Lazard,
deren deutsche Filiale 1999 gegründet
wurde, einen großen Teil des Kunden-
stamms der früheren Bank Schröder,
Münchmeyer, Hengst & Co. übernommen
hat, der übrige Teil ging an die Lloyds-
bank und dann an UBS. Lazard agiert
jetzt als eine Art Schaltzentrale für Priva-
tisierungen und Übernahmen, allerdings
haben sie den Ruf besonderer Aggressivi-
tät in diesem Geschäft.

Nachdem Birgit Breuel die Treuhand
im Interesse der internationalen Invest-
mentbanken umgemodelt hatte, schalte-
ten sich immer mehr Banken ein, die
eine Art Maklerrolle bei Unternehmens-
verkäufen spielten. Die Treuhand arbei-
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tete fortan eng mit Goldman Sachs, S.G.
Warburg, CSFB Credit Suisse, First
Boston, J.P. Morgan und Merrill Lynch
zusammen. Äußerst zufrieden berichte-
te Goldman Sachs, man habe den Auf-
trag erhalten, für alle zehn Unterneh-
men der Petrochemie in den neuen Bun-
desländern internationale Käufer zu fin-
den. Und wieviel ist von diesen Unter-
nehmen übrig geblieben? Ähnlich
zufrieden äußerten sich Goldman Sachs,
S.C. Warburg und Merrill Lynch, erst
durch die Treuhandprivatisierung habe
sich das „M&A-Geschäft“ in Deutschland
aufgetan — M&A sind Mergers und
Acquisitions, also Fusionen und Beteili-
gungen.

In der Tat hat mit der Treuhand-Über-
nahme durch Birgit Breuel ein giganti-
scher Umverteilungsprozeß stattgefun-
den; für die Banker und Profithaie fiel
dabei „mehr als Butterbrot“ (O-Ton
Breuel) ab, die kleinen Leute wurden
aber immer ärmer, ja sie durften noch
zusätzlich über ihre Lohnsteuer die
immer größeren Haushaltslöcher füllen,
die durch die wachsende Arbeitslosigkeit
gerissen wurden. Der Ausverkauf, der
vor allem in den neuen Bundesländern
und in Berlin stattgefunden hat und der
gerade jetzt in diesen Monaten noch
gesteigert wird, ist so enorm, daß man
sich nur entsetzt fragen kann, wieso kei-
ne im Bundestag vertretene Partei etwas
gegen die „Heuschrecken“ und zur Ver-
teidigung des Gemeinwohls tut. Parolen
wie die von den Heuschrecken haben
sich als Eintagsfliegen herausgestellt.
Die Vermutung drängt sich auf, daß die-
se Parteien entweder korrupt oder völlig
inkompetent sind. In beiden Fällen ver-
dienen sie es nicht, wiedergewählt zu
werden.

Auf jeden Fall müssen die Strukturen,
mit deren Hilfe diese synarchistischen
Finanzinteressen die Bevölkerung aus-
rauben, genauer unter die Lupe genom-
men werden. Dazu gehören die Bilder-
berger-Gruppe ebenso wie Consultingfir-
men, die sich als wichtiger aufspielen als
Regierungen, oder etwa die Atlantik-
Brücke, um nur einige herauszugreifen.
In letzterer sitzt übrigens neben Birgit
Breuel auch Prof. Dieter Feddersen, der
ehemalige Aufsichtsratsvorsitzende der
Berliner Bankgesellschaft, deren Ge-
schichte ein Skandal der besonderen Art
ist. 

Der Finanzsenator Thilo Sarrazin, der
im übrigen das gleiche politische Profil
hat wie Rohatyn und sich auch bisher
schon beim Abbau von Staat und Indu-
strie besonders hervorgetan hat, möchte
nun auch noch eben diese Berliner Bank-
gesellschaft bis 2007 privatisieren.
Bereits im Juni 2005 setzte Sarrazin ein
Gesetz durch, das den Verkauf der Berli-
ner Sparkasse und weiterer Einrichtun-
gen der Berliner Bankgesellschaft ermög-
lichen soll. Als die Bundesfinanzaufsicht
Bafin Widerspruch gegen den Verkauf
der Berliner Sparkasse einlegte (bei den
Sparkassen haben die sogenannten “klei-
nen Leute” ihre Sparguthaben), wandte
sich Sarrazin an die Brüsseler EU-Kom-
mission, um Rückendeckung zu bekom-
men. In früheren Zeiten hätte man so
etwas Landesverrat genannt. Eines ist
jedenfalls klar: Solange Sarrazin im Amt
bleibt, hat Berlin keine Chance.

In den nächsten Wochen bis zum Wahl-
termin in Berlin wird immer deutlicher
werden, daß das gegenwärtige System
der Globalisierung, das mit IWF, Welt-
bank und Heuschrecken verbunden ist,
hoffnungslos bankrott ist. Es wird auch
immer deutlicher werden, daß der Euro
nicht funktioniert, weil die wirtschaftli-
chen Ungleichgewichte in den verschie-
denen Mitgliedsstaaten der Eurozone
immer extremer werden.

Die Initiative für eine neue Finanzstruk-
tur in der Tradition von Franklin Roose-
velts New Deal muß von den USA ausge-
hen, weil Amerika im Unterschied zu den
europäischen Nationen in seiner Verfas-
sung die Voraussetzungen für ein am
Gemeinwohl ausgerichtetes staatliches
Kreditsystem festgeschrieben hat. Wenn
aber von den USA eine solche Initiative
ausgehen wird, dann muß es in Europa,
in Deutschland und in Berlin verantwort-
liche Politiker geben, die wissen, wie ein
wirtschaftlicher Wiederaufbau in Gang
gesetzt werden kann.

Daniel Buchmann wird ein um Größen-
ordnungen besserer Regierender Bürger-
meister sein als Diepgen, Momper und
Wowereit zusammengenommen.
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In den nächsten 10-15 Jahren müssen
in Berlin und im Umland eine Million
neue produktive Arbeitsplätze entste-

hen! Utopisches Wunschdenken? Reali-
tätsferne Phantasterei? Keineswegs: Ber-
lin ist mit solchen „Utopien“ überhaupt
erst zur Metropole geworden! Berlin hat-
te vor 100 Jahren den Namen „Elektropo-
lis“ — hier wurden 25% aller elektrotech-
nischen Produkte der Welt hergestellt.
Hier entstand eine völlig neue Infrastruk-
tur von Kraftwerken, Stromleitungen und
den dazugehörigen Dampfturbinen,
Generatoren, Transformatoren usw.
Innerhalb weniger Jahre wurden
dadurch in ganz Deutschland 7 Millionen
neue Arbeitsplätze geschaffen.

Im 21. Jh. muß Berlin die Rolle einer
„Mobilopolis“ übernehmen! Die Stadt ist
der ideale Ort, um revolutionäre Ver-
kehrstechnologien zu erforschen, zu
erproben und mitsamt der dazugehöri-
gen Infrastruktur zu produzieren. Der
Grund hierfür liegt in der einzigartigen
Dichte der vorhandenen und neu zu
erschließenden Industrieareale Berlins
und seines Umlands sowie seiner geogra-
phisch-strategischen Lage als Ausgangs-
punkt der Eurasischen Landbrücke.
Abgesehen davon konzentriert sich
bereits jetzt ein erhebliches Forschungs-
und Entwicklungspotential der Verkehrs-
technik im Raum Berlin/Brandenburg.

Um das zu verwirklichen, brauchen wir
große Projekte. Diese Erkenntnis ist in
vielen Fachkreisen der Wirtschaft und
der Wissenschaft längst unbestritten,
aber in der Politik noch nicht angekom-
men.

Der Staat ist gefragt

Hier ist der Staat gefragt, denn langfristi-
ge Investitionen in die Infrastruktur fal-
len vor allem in Krisenzeiten wie heute in
den Aufgabenbereich des Staates. Am
Ende des 19. Jh. gelang die industrielle
Revolution in Deutschland besser als in
anderen Ländern, weil es hier eine stra-
tegische Allianz aus Staat, Banken und
Unternehmen gab.

„Aber der Staat ist hoch verschuldet!“
— diese notorische Reaktion ist politisch
wie ökonomisch kurzsichtig und inkom-
petent. Wenn die öffentlichen Schulden
überhaupt jemals abgebaut werden sol-

len, dann muß investiert werden! Nur so
kann der Staat seine Einnahmen steigern,
und zwar um so mehr, je größer der phy-
sisch meßbare Mehrwert ist, d.h. je höher
die Rate des wissenschaftlich-technologi-
schen Fortschritts ist, die den Investitio-
nen zugrundeliegt. Diese volkswirtschaft-
liche Binsenweisheit sollte selbst einem
einfachen Buchhalter einleuchten!

Wie im Grundgesetz ist auch in der Ber-
liner Landesverfassung der Grundsatz
verbrieft, daß die Nettokreditaufnahme
der öffentlichen Hand nur durch die tat-
sächlich geplanten und getätigten Investi-
tionen begrenzt ist. Hier gibt es also
erheblichen Spielraum, der sofort genutzt
werden muß.

Was die strategische Allianz von Staat,
Banken und Unternehmen betrifft, so
braucht Berlin neben privaten Banken,
die sich wieder an langfristigen Investi-
tionen statt an kurzfristiger Spekulation
orientieren, einen starken öffentlichen
Bankensektor. 

Deswegen wird sich die BüSo im Abge-
ordnetenhaus dafür einsetzen, daß die
Berliner Sparkasse im kommunalen
Besitz bleibt und ihrem grundgesetzlich
verbrieften Auftrag, dem Gemeinwohl zu
dienen, nachkommt. Hier gilt es, Grund-
gesetz gegen europäisches Recht zu ver-
teidigen! Darüber hinaus ist es ohnehin
unabdingbar, daß Deutschland wieder
seine souveräne Entscheidungsgewalt

über grundsätzliche wirtschafts- und
finanzpolitische Fragen zurückgewinnt.
Der Vertrag von Maastricht sowie die dik-
tatorische Rolle der Europäischen Zen-
tralbank sind nicht nur unvereinbar mit
demokratischen Prinzipien, sondern wür-
gen den wirtschaftlichen Motor Europas
ab, indem keine öffentlichen Finanzie-
rungsinitiativen mehr zugelassen wer-
den.

Was sollen 1 Million 
Menschen produzieren?

Das Denken hat sich längst dem
Schrumpfungsprozeß der Wirtschaft
angepaßt, jede Phantasie wird abge-
würgt. Dazu kommt eine banale „Ver-
brauchermentalität“: „Wir haben doch
schon alles, was brauchen wir denn nun
noch?“ Aber betrachtet man sich die Rea-
lität, sieht die Lage ganz anders aus:

Hochgeschwindigkeitsverkehr:
Das Herz weltwirtschaftlicher Ent-

wicklung wird in Zukunft in Eurasien
schlagen – die intensive Zusammenar-
beit zwischen China, Rußland, Indien
sowie Zentralasien in den Bereichen
Energie, Rohstoffe, Infrastruktur und
Städtebau bringt bereits jetzt die Not-
wendigkeit eines integrierten eurasi-
schen Hochgeschwindigkeitsnetzes auf
die Tagesordnung. Die Strecken werden
sowohl mit dem konventionellen Rad-
Schiene-System als auch auf Basis der
Magnetschwebetechnik (Transrapid) ge-
baut werden. Ein enormer Bedarf an
Frachtkapazitäten wird sich im Rahmen
eines intensiven Technologieaustauschs
zwischen Europa und Asien entwickeln
wenn z.B. neu entdeckte Rohstoffvor-
kommen in Nordsibirien erschlossen,
abgebaut und verarbeitet werden sol-
len. Der Aufbau von 50 000 bis 100 000
km neuer Hochgeschwindigkeitsstrek-
ken mit dem entsprechenden „rollen-
den“ oder „schwebenden“ Material
kann nur in Zusammenarbeit zwischen
Europa und Asien gelingen.

Luft- und Raumfahrt: Der Airbus A 380
ist das einzige innovative Projekt der
europäischen Luftfahrtindustrie der letz-
ten Jahre. Es ist aber keinesfalls eine
revolutionäre Technologie. Diese ist
jedoch dringend gefragt, wenn es um fol-
gende drei Bereiche geht: 
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Berlin muß das industrielle 
„Tor Eurasiens“ werden!

Von Frank Hahn, BüSo-Kandidat für das Berliner Abgeordnetenhaus

DDiiee eerrssttee TTrraannssrraappiidd--TTeessttssttrreecckkee iimm EEmmss--
llaanndd iisstt jjeettzztt wwiieeddeerr ffüürr BBeessuucchheerr ggeeööffffnneett.. 

FFoo
ttoo

::II
AABB

GG



• 1. Europa verfügt über kein zukunfts-
orientiertes, bemanntes Raum-
transportsystem; und das amerika-
nische „Space Shuttle“ wird späte-
stens 2010 ausgemustert. Es wäre
also höchste Zeit, das Projekt 
des zweistufigen Raumtransporters
„Sänger“ endlich umzusetzen,
nachdem in den 60er und 90er Jah-
ren dafür der politische Wille
gefehlt hat. Andernfalls ist der
Transport zur Raumstation ISS
nicht mehr gewährleistet.

• 2. Mit der ersten Stufe des „Sänger-
Projekts“ würde man gleichzeitig
den Einstieg in eine neue Generati-
on von Überschall- und Hyper-
schallflugzeugen (auch für den
Frachtverkehr) schaffen; auch dies
ist vor dem Hintergrund des stei-
genden Frachtaufkommens inner-
halb Eurasiens eine zwingende Not-
wendigkeit.

• 3. Die relative, tendenzielle Verknap-
pung des Erdöls erfordert neue
Antriebstechniken für Flugzeuge
auf Wasserstoffbasis.

Öffentlicher Nahverkehr: Auch wenn
seit der Wende viel getan wurde, um das
öffentliche Nahverkehrsnetz Berlins
instandzusetzen und auszubauen,
besteht weiterhin ein erheblicher Investi-
tionsbedarf. Der Ausbau des U-Bahn-Net-
zes auf 200 km (wie schon vor 50 Jahren
geplant) gehört genauso dazu wie die
Erneuerung von Strecken und Bahnhöfen
der Berliner S-Bahn. Entscheidend wer-
den Erprobung und Einsatz neuer Tech-
nologien im Nahverkehr sein: Kabinenta-
xis, Nahverkehrs-Magnetbahn, wasser-
stoffbasierte Treibstoffe bei Bussen etc.

„Mobilopolis“: Berlin 
als Produktionsstätte der 

Verkehrstechnik von morgen
Auf Grundlage dieser Überlegungen
schlägt die BüSo vor: 

Hochgeschwindigkeitsbahntechnik:
Ein Anfangsprojekt der Eurasischen
Landbrücke wäre eine Transrapidtrasse
von Berlin nach Warschau und dann wei-
ter nach Moskau. Das bestehende Wag-
gonbau-Werk in Hennigsdorf kann sofort
einen Teil der Transrapidzüge produzie-
ren, weitere Produktionsstätten für den
Transrapid, aber auch für Rad-Schiene-
Lokomotiven, Waggons und Zulieferbe-
triebe ließen sich idealerweise auf den bis
zu 1000 ha großen Industriearealen im
Norden und Osten Berlins, in Marzahn-
Hellersdorf sowie Lichtenberg, ansiedeln.
Zwischen Hennigsdorf und Marzahn soll-
te ein moderneres „Nachfolgemodell“ zu
der Transrapidversuchsstrecke im Ems-
land entstehen, wie es Anfang der 90er

Jahre bereits geplant war. Zentren der
eurasischen Bahnforschung mit Beteili-
gung russischer und chinesischer Wis-
senschaftler und Ingenieure sollten sich
darum herum ansiedeln.

Luft- und Raumfahrt: Ein zentrales
Projekt ist hierbei der Flughafen Tempel-
hof. Die BüSo setzt sich für den Erhalt
dieses Flughafens als idealen Standort für

den „kleinen“ Personen- und Frachtver-
kehr ein. Das historische Flughafenge-
bäude ist mit seinen 300 000 m2 Nutzflä-
che das größte zusammenhängende
Gebäude Europas. Hier sollte ein inte-
griertes Forschungs-, Entwicklungs- und
Produktionszentrum der Luft- und Raum-
fahrt entstehen. Von neuen Antriebstech-
niken bis zu neuen Materialien und Satel-
liten und ganzen Flugzeugen kann alles
in Tempelhof produziert und getestet
werden. Hier wäre der ideale Ort, um
Komponenten des „Sänger-Projekts“
sowie neuer Überschallflugzeuge zu pro-
duzieren. Hier ließe sich in enger Koope-
ration mit den brandenburgischen Stand-
orten Dahlewitz und Luckenwalde sowie
den Hochschulen Wildau, Cottbus und
Potsdam eine Infrastruktur aufbauen, die
einmalig in Europa wäre: Unterirdische
Transportsysteme (sog. „CargoCap“)
könnten die erwähnten Produktions- und
Forschungsstandorte der Luft- und
Raumfahrt in Berlin/Brandenburg mit-
einander verbinden.

Dies steht nicht im Widerspruch zu dem
von der BüSo geforderten interkontinen-
talen Großflughafen in Sperenberg,
Jüterbog oder Stendal, sondern ist eine
notwendige Ergänzung.

Öffentlicher Nahverkehr: Die bereits
erwähnte Erforschung, Erprobung und
Produktion neuer Nahverkehrstechnolo-
gien soll so weit entwickelt werden, daß
die Stadt Berlin quasi zu einer permanen-
ten „Ausstellung“ für die Anwendung
revolutionärer Technologien im Nahver-
kehr wird. Damit leistet Berlin einen
wesentlichen Beitrag zur Lösung der
Nahverkehrsprobleme in den alten und
neuen Millionenstädten Asiens und wird
damit zum Zentrum des Exports solcher
Systemlösungen im Nahverkehrsbereich. 

Die noch existierende Fahrzeugtechnik
in Berlin ist die Grundlage dafür, im Auto-
mobilsektor eine Revolution bei Werk-
stoffen und Antriebstechnik einzuleiten.
Im Mittelpunkt steht dabei die Entwick-
lung wasserstoffbasierter Antriebe.
Sowohl die Entwicklung und Produktion
dieser Antriebstechniken als auch die
Produktion von Wasserstoff auf Basis des
Hochtemperaturreaktors (HTR) sollte in
den traditionellen Standorten Moabit und
Oberschöneweide angesiedelt werden.

Allein diese drei Bereiche der Verkehrs-
technik von morgen werden langfristig
bis zu 500 000 produktionsorientierte
Arbeitsplätze in Berlin und Umland
schaffen.

Auch die anderen offensichtlichen
Zukunftstechnologien in Medizintechnik,
Optik und Lasertechnik werden in Berlin
eine große Zukunft haben. Ganz zu
schweigen von der Perspektive der
bemannten Raumfahrt in Form von Mars-
missionen, die sich aus der Konzentration
der Luft- und Raumfahrt im Berliner
Raum auf natürliche Weise ergeben wer-
den.

Vollbeschäftigung ist möglich — fangen
wir in Berlin damit an!

Frank Hahn kandidiert auf Platz 2 der
BüSo-Landesliste und als Direktkandidat
im WK 7 Steglitz-Zehlendorf.
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Ich möchte zunächst die Entwicklun-
gen darlegen, die sich derzeit in den
USA vollziehen und nicht nur für die

Vereinigten Staaten, sondern für die gan-
ze Welt von Bedeutung sind. Derzeit setze
ich mich über unsere Freunde und Ver-
bündeten für eine Gesetzesinitiative im
amerikanischen Kongreß ein, die den
Weg frei macht für eine allgemeine
Reform, wie sie erforderlich ist, um die
USA vor dem herannahenden allgemei-
nen wirtschaftlichen Zusammenbruch zu
bewahren. Die Bedeutung einer solchen
Veränderung in der Politik der USA liegt
darin, daß sie eine Art Hebel wäre, um
ein ähnliches Vorgehen in Zusammenar-
beit mit Europa und anderen Teilen der
Welt herbeizuführen. Dies gilt vor allem
für die Situation hier in Deutschland.

Der Vorschlag ist im Kern sehr einfach:
Teile der amerikanischen Automobilindu-
strie sollen in den kommenden zwei Jah-
ren geschlossen werden. In der amerika-
nischen Automobilindustrie stößt man
ähnlich wie in vergleichbaren Bereichen
der deutschen Industrie auf die höchste
Konzentration an Maschinenbauentwick-
lungskapazitäten in der Gesamtwirt-
schaft. Die Autoindustrie und die Luft-
fahrtindustrien weisen die höchste Kon-
zentration an Entwicklungskapazitäten
im Maschinen- und Werkzeugmaschinen-
bau auf. Wenn wir also zuließen, daß die-
se Industrie oder zwei Drittel davon
geschlossen werden, verlören die USA
diese wesentlichen Maschinenbauent-
wicklungskapazitäten, von denen ein
Aufschwung der amerikanischen Wirt-
schaft abhängt.

Meine Gesetzesinitiative wurde von
zahlreichen Abgeordneten sehr begrüßt,

die auch ihre Unterstützung zusagten,
wenn sich die richtigen Persönlichkeiten
im Kongreß an die Spitze stellen. Sie
besagt folgendes: Die Regierung der USA
soll im Rückgriff auf Franklin D. Roose-
velt befristet Teilbereiche der Auto-
mobilindustrie übernehmen, die anson-
sten zum Untergang verurteilt sind. Dann
sollten wir die Maschinenbaukapazitäten
der Automobilindustrie zur Herstellung
anderer Produkte nutzen.

Wir brauchen beispielsweise ein Eisen-
bahnsystem, da das vorhandene zerstört
ist. Unsere Wasserstraßen, Schleusen
und Dämme sind überaltert und brechen
zusammen. Wir stecken in einer beispiel-
losen Energiekrise. Viele Kraftwerke, die
in den vergangenen 40 Jahren nicht
ersetzt wurden, gelangen an das Ende
ihrer Laufzeit und werden abgebaut wer-
den. Wir brauchen diese und andere Din-
ge dringlichst für unsere grundlegende
wirtschaftliche Infrastruktur. Und wenn
wir das als Mittel einsetzen, um ein Wie-
deraufbauprogramm voranzutreiben,
das ein ergänzendes Produktions-
programm wäre, sind wir in der Lage, die
Wirtschaft insgesamt auszuweiten.

Dies wurde schon in den 30er Jahren
des letzten Jahrhunderts durch Harry
Hopkins und einen seiner Mitarbeiter, der
in Deutschland kein Unbekannter ist,

Lucius Clay, getan. Es geht hier im Kern
um ein „Roosevelt“-Programm.

Das „Anschubpotential“

So etwas nennt man allgemein das
„Anschubpotential“. Sie sind vielleicht
mit diesem Begriff vertraut: In einer
Volkswirtschaft, die dabei ist, zusammen-
zubrechen, – und das ist der Fall in allen
Volkswirtschaften West- und Mitteleuro-
pas sowie in den USA –  muß man einen
Weg finden, nicht nur einfach Arbeits-
plätze zu schaffen. Wie Sie aus europäi-
schen Untersuchungen wissen, funk-
tioniert das nicht. Man muß vielmehr pro-
duktive Arbeitsplätze bereitstellen, die
tatsächliches Wachstum [im Sinne einer
realen Wertschöpfung] hervorrufen, wie
dies mein Kollege hier [Prof. Hankel] mit
der Kreditanstalt für Wiederaufbau in
Deutschland getan hat. Damals war
genau diese auf Regeneration abzielende
Kapazität wichtig, die dann mehr und
mehr Produktion ermöglichte...

Dahinter steht natürlich das Amerika-
nische System der Politischen Ökonomie,
das in Europa manchmal nicht verstan-
den wird. Dieses Amerikanische System
der Politischen Ökonomie unterscheidet
sich sehr von allen anderen Verfassungs-
systemen der Welt. Wir haben kein Wäh-
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Nötig sind Reformen wie Roosevelts New Deal
und der Wiederaufbau nach 1945

Der Kampf für ein Notgesetz zur Rettung 

der Maschinenbaukapazitäten der US-Autoindustrie
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Diese Rede hielt der amerikanische
Ökonom und Oppositionspolitiker
Lyndon LaRouche am 29. Mai 2006
auf Einladung von Prof. Wilhelm
Hankel im Rahmen der Vorlesungs-
reihe „Aktuelle Fragen der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik“ vor mehr
als 100 Zuhörern an der Universität
Frankfurt.



rungssystem, auch wenn wir manchmal
so tun; wir haben in den USA ein nationa-
les Kreditsystem. U.a. Friedrich List hat
dieses „Amerikanische System“ in
Deutschland bekannt gemacht. In einem
solchen System liegt das Monopol für die
Ausgabe von Geld bei der Bundesregie-
rung. Das Drucken von Geld muß durch
den Kongreß und insbesondere durch das
Repräsentantenhaus bewilligt werden.
Bei dieser Ermächtigung zum Drucken
von Geld geht es nicht nur um die Ausga-
be von Geld; es geht um die Schöpfung
staatlichen Kredits, der dann über ein
reguliertes Bankensystem im Rahmen
der Kreditversorgung sowohl für öffentli-
che Zwecke wie für private Funktionen
ausgegeben werden kann, die man als
wichtig für die Nation ansieht.

Im Gegensatz zu den europäischen
Systemen, die von Zentralbanksystemen
dominiert werden, verfügen die USA über
ihre eigene Autorität, ein eigenes Kredit-
system einzurichten. Dies impliziert
natürlich hinsichtlich der Beziehungen zu
einem zukünftigen Europa, daß wir zu
etwas wie dem Bretton-Woods-System
fester Wechselkurse zurückkehren müs-
sen, wie es für den großen Wiederaufbau
in der Nachkriegszeit notwendig war.

Das ist das allgemeine Bild: Wir brau-
chen eine Gesetzgebung, um über öffent-
liche Kredite die Übernahme und Aus-
weitung ansonsten verlorengehender
wesentlicher Teile der Produktion zu
finanzieren; wir brauchen den Einsatz
des Pionierkorps im Rahmen seiner
Funktionen hinsichtlich nationaler
Sicherheit, Katastrophenhilfe und ähnli-
chem wie etwa bei der Flußregulierung,
für den Bau von Häfen usw. Und zusätz-
lich setzen wir als Arbeitskräfte Jugendli-
che ein, die sonst vor einem ziemlich
sinnlosen Leben stehen, und integrieren
sie in Ausbildungs- und Beschäftigungs-
programme. Im Rahmen dieser Art von
Produktionsausweitung können wir sie,
wie dies im Rahmen des Civil Conservati-
on Corps (CCC) und anderer Einrichtun-
gen in den 30er Jahren geschah, in einen
Prozeß der Arbeit, Ausbildung und per-
sönlichen Qualifizierung integrieren. Dies
würde ausreichen, um die Produktion
soweit auszuweiten, daß die USA real-
wirtschaftlich wieder rentabel arbeiten. 

Über die meisten Einzelheiten dieser
Gesetzesinitiative, die ich im Zusammen-
hang mit dieser Reform erörtere, haben
wir bereits berichtet. Wir arbeiten noch
mit Experten an Einzelfragen der Formu-
lierung des Entwurfs... 

Derzeit stehen wir vor dem Zusammen-
bruch des gesamten Weltwährungs- und -
finanzsystems. Dieser Kollaps ist keines-
wegs notwendig, aber wenn wir so weiter
machen, werden wir ihn erleben. Wir

verfolgen daher zwei Ziele: Wir wollen
den Kollaps verhindern, und sollte es
dennoch dazu kommen, wie gehen wir
dann vor? Diese Gesetzesinitiative genügt
beiden Zielen. Aber wenn wir den
Maschinenbausektor der amerikanischen
Wirtschaft verloren haben, ist ein Wirt-
schaftsaufschwung viel schwieriger zu
bewerkstelligen.

Der Unterschied zwischen
Europa und den USA

Wir hatten mit Problemen dieser Art
bereits in der Ära Roosevelt und der Ära
nach Roosevelt zu tun. Europäische
Systeme sind monetäre Systeme und kei-
ne Bundeskreditsysteme, und es liegt in
der Natur einer parlamentarischen
Regierung, in diese Richtung zu gehen.
Demgegenüber dienten die USA in der
Nachkriegszeit im Rahmen des Bretton-
Woods-Systems als Quelle für Bundeskre-
dite und waren daher in der Lage, lang-
fristige Vereinbarungen mit Europa und
anderen Regionen abzuschließen, bei

denen der ausgeweitete US-Kredit als
Motor der Entwicklung von Kredit für den
Wiederaufbau diente, wie beispielsweise
in Europa. So haben wir das damals
gemacht.

Aus meiner Sicht sind die europäischen
Regierungen derzeit schon aus rechtli-
chen Erwägungen nicht in der Lage, die
erforderlichen Reformen durchzusetzen.
Aber wenn die USA in dieser Hinsicht die
ihnen angemessene Rolle vor dem Hinter-
grund der Erfahrungen der unmittelba-
ren Nachkriegszeit wieder aufnehmen,
würde ein Aufschwung in den USA über
internationale Verträge einen Prozeß der
Kreditschöpfung im Rahmen internatio-
naler Verträge in Gang setzen.

Lassen Sie mich erläutern, was ich
damit meine: Wir haben einen Punkt
erreicht, an dem das natürliche Schicksal
Deutschlands heute insbesondere von der
Entwicklung einer neuen Form der Her-
angehensweise an die eurasische Wirt-
schaft abhängt. In China leben etwa 1,4
Mrd. Menschen, in Indien sind es mehr
als eine Milliarde. Aber entgegen der
landläufigen Annahme ist China heute
kein sicherer Platz, denn das Land hat
sich stark in der Billiglohnproduktion für
den Weltmarkt und insbesondere für die
USA und Europa engagiert. Sollten die

europäischen Volkswirtschaften wegbre-
chen, bedeutete dies für China eine Kata-
strophe. Indien hat in dieser Hinsicht
einige Fortschritte gemacht, aber den-
noch leben von der mehr als eine Milliar-
de Menschen 70 Prozent wie zuvor in ex-
tremer Armut. Es gibt dort immense Pro-
bleme. Sollten die europäischen und die
amerikanische Volkswirtschaften kolla-
bieren, wäre das für Asien insgesamt ein
Desaster.

Trotz des Fortschritts, der z.B. in China
und Indien erreicht wurde, stecken wir in
einer verzweifelten Lage, in der es zu
grundlegenden langfristigen Verände-
rungen kommen muß, die es den Ländern
Asiens ermöglichen, ihre Probleme in den
Griff zu bekommen. Wir haben in Europa
eine Konfiguration, die dazu paßt: Da ist
Westeuropa und insbesondere Mitteleu-
ropa mit seinen Beziehungen zu Rußland.
Und Rußland ist der Dreh- und Angel-
punkt, der Europa mit Asien verbindet.
Die großen, unerschlossenen Rohstoff-
vorkommen Rußlands sind für die Ent-
wicklung Asiens entscheidend. Dazu muß

ein größeres Entwicklungsprogramm in
Rußland mit diesen Programmen kombi-
niert werden. Denn wir müssen effiziente
Verbindungen und langfristige Vereinba-
rungen mit China, Indien und anderen
Partnern entwickeln. Wir brauchen Pro-
gramme, langfristige Verträge und Inve-
stitionen, und wir müssen Westeuropa
„ankurbeln“, damit es seine Rolle als Ent-
wickler und Lieferant von Technologie
beibehalten kann, um damit die Entwick-
lung Asiens in den kommenden 50 Jahren
zu unterstützen.

US-Regierung 
reif für eine Wende

Möglicherweise haben einige von Ihnen
während meines bisherigen Vortrages
gedacht: „Aber was ist mit der jetzigen
amerikanischen Regierung? Was ist mit
dem derzeitigen Präsidenten und seinem
Vizepräsidenten?“ Dieses Problem igno-
riere ich nicht. Ich bin sogar an dem Pro-
zeß beteiligt, zu versuchen, eine baldige
Änderung der Situation zu bewerkstelli-
gen.

Die Beliebtheit des Vizepräsidenten
liegt bei einem Wert von unter zehn Pro-
zent. Und dieser Vizepräsident wird sogar
im Zusammenhang mit der Enttarnung
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„Es reicht nicht, nur einfach Arbeitsplätze zu schaffen.
Man muß vielmehr produktive Arbeitsplätze

bereitstellen, die tatsächliches Wachstum im Sinne
realer Wertschöpfung hervorrufen.“



der Ehefrau des früheren Botschafters
Joseph Wilson, Valerie Plame, als CIA-
Mitarbeiterin einer Straftat beschuldigt.
Seine Motive für diese Tat liegen offen
zutage. Wie Sie sicher wissen, hängt eine
Verurteilung für eine Straftat unter ande-
rem davon ab, ob man dem Richter und
den Geschworenen ein plausibles Motiv
vorlegen kann. Und das ist in diesem Fall
jetzt geschehen. Damit ist immer noch
nicht klar, wann Cheney aus dem Amt
scheiden wird, aber wir sind in einer
Situation, in der auch die französische
Regierung und die Regierung Blair in
England und noch einige andere Regie-
rungen wie die amerikanische etwa, für
radikale Veränderungen in naher
Zukunft reif sind.

Die treibende Kraft hinter diesen Ver-
änderungen ist die Erkenntnis, daß wir
uns in der schlimmsten Finanzkrise der
Neuzeit befinden. Sie kann bewältigt wer-
den. Aber so wie sie sich derzeit darstellt,
ist die Situation extrem gefährlich. Wir
erleben eine Periode der Inflation, die
man mit den Ereignissen in Deutschland
in der zweiten Hälfte des Jahres 1923
vergleichen kann. Betrachtet man die
Entwicklung der Preise für Rohstoffe,

Erdöl, Metalle usw., haben wir es in den
vergangenen beiden Monaten mit einem
doppelten Prozeß zu tun: Erstens sind die
Rohstoffpreise stark inflationär, und
zweitens brechen ganze Marktbereiche
zusammen.

Die Hedgefonds, die praktisch Stoß-

truppen der führenden Banken sind und
die Spekulation massiv vorantreiben, sind
im Verhältnis Eigenkapital/Kreditaufnah-
me im Verhältnis 1:20 massiv überschul-
det. Derzeit investieren sie massiv in die
Kontrolle der Rohstoffe, so wie dies
außerhalb Deutschlands 1923 einige
gemacht haben, die dann nach dem
Zusammenbruch zurückkommen und
alles billig aufkaufen wollten. Heute ist es
ähnlich: Bestimmte Kreise streben die
Kontrolle der Rohstoffe an, weil sie glau-
ben, wenn die Weltwirtschaft kollabiert,
seien diejenigen, welche die Rohstoffe
kontrollieren, auf der sicheren Seite.

Aber das wird nicht funktionieren. Es ist
absurd, und die Leute, die dahinter ste-
hen, sind vielleicht verrückt, aber sehr
einflußreich. Und das ist immer eine
schlechte Kombination: Einfluß und
Wahnsinn.

Aufgrund der spekulativen Natur dieses
Prozesses kommt es periodisch bereits zu
massiven Einbrüchen auf den Märkten.
Das bedeutet auf der einen Seite Hyperin-
flation, auf der anderen Seite Kollaps.
Und das kann nicht so weitergehen.

Wir sind uns dessen bewußt. Und ich
bin an dem Versuch beteiligt, die notwen-
digen Verbesserungen in der amerikani-
schen Regierung zu bewerkstelligen —
keine umfassende Verbesserung, aber
zumindest ein wenig.

Wenn ich also sage, wir setzen uns für
diese Politik ein, die der Präsident
ablehnt und die Cheney noch mehr als
ablehnt, nun, vielleicht sind sie dann bald
nicht mehr im Amt unter den gegenwär-
tigen Bedingungen.

Aber wir stehen vor dem Problem, daß
die Zentralbanksysteme weltweit durch
die Krise hoffnungslos bankrott sind. Vie-
le meinen oberflächlich: „So schlimm ist
das schon nicht, es könnte zu Problemen
kommen, aber es muß nicht.“ Aber wie
ich aus innerer Kenntnis aus den USA
weiß — und wir diskutieren das mit Krei-
sen führender Ökonomen unterschiedli-
cher Couleur außerhalb der Regierung
und innerhalb der Regierung — steht die-
ses System unmittelbar vor dem Zusam-
menbruch. Die Krise ist da. Und nur ver-
antwortungsbewußte Regierungen, die
der Stabilität der Nationen den Vorrang
geben und die Chaos verhindern wollen,
können die Krise bewältigen. Wir können
das. Die Lehren aus den 30er Jahren in
den USA deuten daraufhin, daß wir damit
umgehen können. Wenn der politische

Wille der Regierungen stark genug ist,
können vernünftige Dinge getan werden,
um unsere Volkswirtschaften zu reorga-
nisieren und eine Katastrophe zu verhin-
dern.

Der Mensch ist kein Tier

Wir haben es hier mit einem wesentli-
chen Problem zu tun, das für die europäi-
sche Geschichte charakteristisch ist.
Europa begann als Europa insbesondere
mit dem Einfluß einiger Ägypter auf die
Entwicklung der Griechen — wie Thales,
die Pythagoräer, Sokrates, Platon bis zu
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„Wir stehen vor dem Zusammenbruch des gesamten Weltwährungs- und
-finanzsystems. Dieser Kollaps ist keineswegs notwendig, aber wenn wir

so weiter machen, werden wir ihn erleben.“ 
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Eratosthenes und Archimedes. Europa
definierte die Basis einer Zivilisation auf
der Grundlage der Fähigkeit des Men-
schen, andere Menschen nicht wie Tiere
zu behandeln, auf der Grundlage seiner
Fähigkeit eine Gesellschaft zu errichten,
die über eine ausreichende Produktiv-
kraft und den Willen verfügt, die mensch-
liche Vernunft einzusetzen. Dann ist ein
Staatswesen möglich, wie es etwa Solon
beschreibt oder Platon in seinem Werk
Vom Gemeinwesen. Diese Tendenz gab es
in Europa immer, trotz des römischen
und byzantinischen Imperiums, trotz des
ultramontanen Systems des Mittelalters
und aller anderen neuzeitlichen Pro-
bleme.

Der Westfälische Frieden von 1648 und
zuvor die Renaissance bilden Wende-
punkte, an denen Europa an das Erbe der
europäischen Tradition anknüpfte und
zunächst die Renaissance und dann spä-
ter den Westfälischen Frieden hervor-
brachte. Danach kamen schlechtere Zei-
ten, aber die Prinzipien waren vorhan-
den. Und wenn wir im Sinne der europäi-
schen Zivilisation zivilisiert sind, wissen
wir, daß sich der Mensch vom Tier unter-
scheidet. Der Mensch ist nicht wie etwa
Thomas Huxley oder Friedrich Engels
behaupten, ein Affe. Und diese Unter-
scheidung spielt vor allem bei meiner
Wirtschaftsauffassung, die von Leibniz
beeinflußt ist, eine zentrale Rolle: bei
dem Konzept der physischen Wirtschaft.
Wirtschaft ist in erster Linie physisch,
und finanzielle und währungspolitische
Aspekte sind nachgeordnete. Sie dienen
der Verwaltung.

Was ist eine physische Wirtschaft?
Wären wir Affen, wäre die menschliche
Population unter den gegebenen Umstän-
den nie über die Anzahl einiger weniger
Millionen Exemplare hinaus gewachsen.
Heute leben mehr als sechs Milliarden
Menschen auf der Erde, weil wir als Gat-
tung unsere Fähigkeit, uns die Natur
nutzbar zu machen, ständig weiterent-
wickelt haben. Der russische Wissen-
schaftler Wladimir Wernadskij war der
Ansicht, Leben übernähme mit der Ent-
stehung der Biosphäre nicht nur die
Herrschaft über die nichtlebenden
Aspekte der Erde, sondern die Entwick-
lung der Erde, die Veränderungen der
Erde aufgrund der zusammengenomme-
nen Arbeit der Menschen, vor allem der

schöpferischen Tätigkeiten der Men-
schen, verliefen schneller und seien ein-
flußreicher als der Prozeß des Lebens
selbst.

In der heutigen ökonomischen Betrach-
tung wird oft übersehen, daß der Anstieg
der Arbeitsproduktivität sich im Kern aus
ursprünglichen wissenschaftlichen Ent-
deckungen wie etwa Keplers Entdeckun
der Schwerkraft oder der Entwicklung
der Infinitesimalrechnung durch Leibniz
oder den Entdeckungen von Gauß und
Riemann ableitet. Dieses Konzept der
Entdeckung universeller physikalischer
Prinzipien macht den Unterschied zwi-
schen Affen und Menschen aus.

Wir sind heute in der Lage, sechs Milli-
arden Menschen und mehr auf diesem
Planeten zu erhalten, weil im Verlauf der
Jahrtausende vor uns Menschen, die in
bestimmte Kulturen eingebunden waren,
viele Entdeckungen gemacht haben, die
die Fähigkeiten der Gattung Mensch
erhöht haben. Damit wird die Menschheit
zu einer in gewisser Hinsicht unsterbli-
chen Gattung. Über die Ideen, die wir ent-
wickeln und die wir von der Vergangen-
heit in die Zukunft weitergeben, besitzen
wir eine besondere Art der Unsterblich-
keit, selbst vom Standpunkt der Ökono-
mie aus gesehen. Denn die Ideen in uns,
die sich auf grundlegende Entdeckungen
beziehen und die uns von vorangegange-
nen Generationen übergeben wurden,
unterscheiden uns von Affen oder von
Menschen, die es vorziehen, sich wie
Affen zu verhalten. Oft geht in der Ökono-
mie das Verständnis für die Bedeutung
tatsächlicher Kreativität, wie sie sich in
grundlegenden wissenschaftlichen Ent-
deckungen aber auch in den Werken
unsterblicher Kunst wie bei etwa Bach
ausdrückt, verloren.

Der Bau unserer Zukunft

Heute haben wir es mit der Ideologie der
sogenannten postindustriellen Kultur zu
tun, einer Nullwachstumskultur. Man hat
die Veränderungen hingenommen, die
seit Mitte der 60er Jahre bis heute erfolg-
ten und die einen grundsätzlichen Wan-
del der europäischen Zivilisation herbei-
führten. Bis dahin waren wir trotz aller

Fehler und Schwächen in den Gesell-
schaften führend, die sich wissenschaft-
lich-technischem Fortschritt verpflichtet
fühlten. Wir waren stolz auf unsere Ent-
wicklungsingenieure im Maschinenbau,
die in gewisser Hinsicht die Verbindung
zwischen Wissenschaft und der Verbesse-
rung der Technologie in der Produktion
verkörpern.

Dies alles haben wir zerstört. Wir
haben die Infrastruktur zerstört, auf der
unsere Industrie beruht. Diese ver-
schwindet, und mit ihr das Wissen. Die
Bedeutung jener Maschinenbauentwick-
lungsingenieure, die ich in den USA zu
retten versuche, liegt darin, daß sie die
physikalische Entdeckung, die ein Wis-
senschaftler gemacht hat, mit speziell
dazu konzipierten Experimenten über-
prüfen und dann das daraus gewonnen
Wissen zur Entwicklung neuer Technolo-
gien oder Maschinen einsetzen. Das ist
der Weg des Fortschritts. Das haben auch
fortschrittliche Landwirte so gemacht.
Und das haben wir zerstört.

Ob mein Vorschlag erfolgreich ist,
hängt davon ab, ob wir junge Menschen,
junge Erwachsene, die die kommenden
50 Jahre der Wirtschaft repräsentieren,
integrieren können, denn es geht hier um
Investitionen über einen Zeitraum von
25-50 Jahren. Wir brauchen eine Genera-
tion junger Menschen, die sich an wissen-
schaftlichen Errungenschaften und deren
Anwendung orientiert. Wir müssen unser
Bildungs- und Ausbildungswesen verän-
dern, damit dort diese Art von Menschen
herangebildet werden. Und wir müssen
ihnen dann klarmachen: „Ihr seid die
Zukunft, sie liegt in euren Händen.“

Das ist die wesentliche Grundlage mei-
nes Aktionsprogramms. Wenn wir eine
demoralisierte Welt, in der die dominie-
renden Generationen in den heutigen
USA und Europa keine Hoffnung mehr in
die Zukunft setzen, nicht überzeugen
können, müssen wir uns an die Jugend,
die eine Zukunft haben will, wenden und
ihr sagen: „Wir versprechen euch eine
Zukunft.“ Und dann können wir die größ-
te aller wirtschaftlichen Ressourcen frei-
setzen – wir können sie „Anstieg der Pro-
duktivität“ nennen –, indem wir den jun-
gen Menschen sagen, daß wir sie dabei
unterstützen, sich zu kreativen Persön-
lichkeiten zu entwickeln, deren zusam-
mengenommene Anstrengungen die
Menschheit in den kommenden 50 Jahren
weiterentwickeln werden. Denn dann
werden sie den „Laden“ übernehmen.

Den ungekürzten Vortrag finden Sie in
der Wochenzeitung „Neue Solidarität“ Nr.
24, 2006. www.solidaritaet.com/neue-
sol/2006abo/24/larouche.htm.
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„Wir sind heute in der Lage, sechs Milliarden Menschen und mehr 
auf diesem Planeten zu erhalten, weil im Verlauf der Jahrtausende 
vor uns Menschen, die in bestimmte Kulturen eingebunden waren, 
viele Entdeckungen gemacht haben, die die Fähigkeiten der Gattung

Mensch erhöht haben.“

www.larouchepac.org 






